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Sehr geehrte  Damen und H erren

Die Front der Gegner der K leinbauern-In itia tive  hat sich über das vergangene Wochenende 

vers tä rk t: sowohl die Liberale P arte i  wie auch die Schw eizerische Volkspartei haben 

deutlich die N ein-Paro le  zur K leinbauern-In itia tive  beschlossen. Der Grund auf einen 

einfachen Nenner zusam m engefasst: die von den In itian ten  vorgegebene Zielsetzung wird 

mit dem Volksbegehren nicht e rre ich t.  SV P-N ationalra t Paul R utishauser s teh t  zwar 

h inter dem naturnahen  Bauern, ist jedoch ein Gegner der In it ia tive . Auch in den Augen von 

Christian Beusch bringt das Volksbegehren keine Lösungen. Und der  ehem alige 

Bundeshausjournalist Hans Wili erkennt in der sogenannten K le inbauern-In itia tive  eine 

falsche E tik e t te .  Wir hoffen, dass die A rtikel des heutigen P ressed ienstes  auf Ihr In teresse 

stossen.

Mit freundlichen Grüssen

Für den Presseausschuss

Jens Lundsgaard-H ansen

Beilagen: erwähnt



N aturnahes Bauern JA  -  K leinbauern-In itia tive  NEIN!

Von SV P-N ationalra t Paul Rutishauser, Götighofen/TG

Der Titel der K leinbauern-In tia tive  ist irreführend. Massgebend für die gesetz liche 

Ausgestaltung ist der In it ia t iv -T ex t und nicht, was die In it ian ten  versprechen. Im Text ist 

wenig Konkretes zu finden, was auf eine um w eltfreundlichere Produktion hinweisen 

würde. Kleine Betriebe produzieren nicht generell na tu rnaher  als grössere. K leinbetriebe 

sind eher auf eine in tensivere B ew irtschaftung angewiesen, um das notwendige 

Einkommen auf einer kleinen Fläche zu erzielen . Eine U eberbelastung des Bodens mit 

Dünger kann beispielsweise mit dem neuen G ew ässerschu tzgese tz  besser  verm ieden 

werden.

Heutige Massnahmen für naturnahe Landw irtschaft g re ifen  

Die grossen Anstrengungen der Landw irtschaft inbezug auf in teg r ie r te  

Produktionsm ethoden beweisen, dass ein Umdenken in R ichtung naturnahe Produktion im 

Gange ist. Heute h a t  die Pflege der Landschaft und der Schutz der U m welt einen viel 

höheren S te llenw ert als zur Zeit -  kurz nach dem zw eiten  W eltkrieg  - ,  wo die Ziele 

unserer Agrarpolitik  in der Bundesverfassung um schrieben wurden. Diese neuzeitl iche  

Philosophie der Landw irtschaftspolitik  h ä t te n  wir gerne in unserer  Verfassung gesehen. 

Leider ist ein von der vorbera tenden  Kommission des N atio n a lra te s  knapp gutgeheissener 

d irek ter  Gegenvorschlag zur K leinbauern-In itia tive im P arlam en t abgelehnt worden. Das 

ist jedoch kein Grund, um der In itia tive nun zuzustimm en. Diese Ziele müssen auf dem 

G esetzesw ege verfo lg t werden. Unsere A grargesetzgebung muss laufend  verbessert und 

verfe iner t  werden.

Mit dem T ie rschu tzgese tz ,  dem kommenden G ew ässerschu tzgese tz  und der 

S toffverordnung können unbefriedigende Zustände in der T ierhaltung  und inbezug auf die 

Bodenbelastung elim iniert werden. Mit der Stallbauverordnung und vorgeschriebenen 

H öchsttie rbeständen  werden neue T ierfabriken  verhindert und bes tehende  abgebaut. 

W eitere Massnahmen für eine um w eltfreundlichere Landw irtschaft sind in Vorbereitung.



N egative Folgen bei Annahme der Initiative

Die K leinbauern-In itia tive  würde die Landw irtschaft in zwei Lager spalten , was der 

Landw irtschaft im Ganzen bes tim m t schaden würde. Diese Ideen sind zum Teil von Neid 

und Missgunst gegenüber dem Tüchtigen oder den G rösseren geprägt. Eine Gleichschaltung 

und eine s ta r re  Eingrenzung der bäuerlichen Betriebe löst wenig Probleme. Zudem würden 

mit dieser In itia tive vor allem sogenannte A ufstockungsbetriebe, welche sich selber zu 

helfen  suchten und deren  Inhaber sich durch Tüchtigkeit ausweisen, b e s tra f t .

Wenn unsere K onsum enten preisgünstige und gesunde N ahrungsm itte l einkaufen wollen, 

welche auf bäuerlichen  Fam ilienbetrieben  in unserem Land produzie rt  wurden, so ist eine 

le istungsfähige Landw irtschaft notwendig. Nur eine solche kann unserer  Bevölkerung mit 

der Pflege der Landschaft zu bessere r  Lebensqualitä t verhelfen.

Mehr Importe

Als grosses Risiko b e t ra c h te  ich die mit der In itia tive ge fo rde rte  Aenderung unserer 

Importregelung. Bei den heutigen  w eltw eiten  L iberalisierungstendenzen, wie sie bei den 

GATT-Verhandlungen zu spüren sind, würden wir le ich t mehr verlie ren  als gewinnen. Beim 

vorgeschlagenen Leistungssystem kann die Mischrechnung für die Im porteure nur 

aufgehen, wenn der Selbstversorgungsgrad t ie f  gehalten  wird. Dieses System ex is t ie r t  

be re i ts  bei Eiern und Geflügelim porten. A usgerechnet dort käm pft H err  Schweri gegen 

eine minime Erhöhung des Selbstversorgungsgrades! Wenn man sieht, wieviel Geld die 

Firm a Denner für diese In it ia tive  und den A bstim m ungskam pf e in se tz t ,  sollte jederm ann 

merken, worum es geht. Nebst den Bauern würde auch der p r iva te  Lebensm ittelhandel 

benach te ilig t ,  indem die M achtstellung der G rossverte ile r  noch zunehm en würde.

Darum am 4. Juni ein NEIN zur K leinbauern-Intia itve!



FALSCHE ETIKETTE

Am 4. Juni haben wir über die sogenannte Kleinbauern-Initiative 
abzustimmen. Sie will in der Verfassung eine alternative 
Landwirtschaftspolitik verankern, von der laut den Initianten 
Kleinbauernvereinigung und Grossverteiler Denner die Kleinlandwirte mehr 
als bisher profitieren würden. Laut Initiative wird dies erreicht durch 
die vom Volksbegehren empfohlenen Vorkehren "für ein naturnahes Bauern 
und gegen Tierfabriken". Zwei Ziele, die man auf Anhieb zu unterstützen 
geneigt ist.

Auf Anhieb! Bei näherem Zusehen muss man aber ernüchtert feststellen, 
dass die Initiative den hohen Ansprüchen ihres Namens nicht gerecht 
wird. Die Etikette der Initiative und ihr Inhalt stimmen nicht überein, 
das angestrebte Ziel würde durch die empfohlenen Massnahmen mit 
Bestimmtheit nicht erreicht. Das erhellt aus folgenden Feststellungen:

+ Die vom Volksbegehren erstrebte Art des "naturnahen Bauerns" könnte 
mit den vorgeschlagenen Massnahmen nicht garantiert werden, im 
Gegenteil: Das angestrebte Ziel würde verfehlt, weil durch die 
empfohlene neue Agrarpolitik zahlreiche Kleinbetriebe in grosse 
Schwierigkeiten kämen und so zur naturfremden Intensivproduktion 
gezwungen würden, falls sie überleben wollen. Die Folge wäre also nicht 
ein "naturnäheres Bauern", die Folge wäre vielmehr eine zusätzliche 
Umweltbelastung durch die Landwirtschaft.

+ Kleinbauernfreundlich ist die Initiative keinesfalls für jene weit 
über 10'000 Kleinbauernbetriebe im Berggebiet, die nur mit Hilfe 
"fremder" Arbeitshilfen und/oder Zusatzfutter einigermassen 
selbsterhaltend bewirtschaftet werden können. Sollen sie nach einer 
Annahme der Initiative zusammenpacken oder eine Anstellung bei Denner 
suchen?

+ Gegenüber den auf eine fremde Hilfe angewiesenen Kleinbetrieben, die 
nicht mehr als "bäuerlich" gelten würden, wären grosse 
Landwirtschaftsbetriebe massiv bevorteilt, sofern sie genügend 
familieneigene Arbeitskräfte zur Verfügung hätten. Ist das 
kleinbauernfreundlich?
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+ Das von Denner in die Initiative eingeschmuggelte "Leistungssystem" 
bei der Einfuhrregelung bevorteilt nicht die Kleinen unter den 
Landwirten, sondern Denner und die anderen Grossverteiler. Und zwar ohne 
dass damit den (Klein-)Bauern kostendeckende Preise und damit der 
verheissene Schutz garantiert würden. Dieser zweite Teil des 
Volksbegehrens würde also eher den Titel "Denner-Initiative" als 
"Kleinbauern-Initiative" rechtfertigen.

+ Kleinen Bauern käme die Aufblähung des Beamtenapparates, der zur 
Durchsetzung der empfohlenen Einfuhrpolitik nötig würde, sicher noch 
ungelegener als den "Grossen", ganz abgesehen davon, dass das von der 
Initiative vorgesehene "Leistungssystem" unseren gesamten Aussenhandel 
in Schwierigkeiten bringen könnte, was weder im Interesse der 
Produzenten noch der Konsumenten liegen kann.

+ Was schliesslich die Tierfabriken betrifft, rennt die Initiative 
offene Türen ein, da die Zurückdämmung dieser Tierhaltung durch die 
bestehende Landwirtschafts-Gesetzgebung und ein griffiges 
Tierschutzgesetz möglich und bereits eingeleitet oder verwirklicht ist.

Alles in Allem trägt also die Initiative eine falche Etikette. Sie ist 
zum Schutz der Kleinbauern weder nötig noch geeignet und verdient, weil 
irreführend, an der Urne ein deutliches Nein.

Hans Wili



Bringt Lösung nicht

Agrarprobleme und Kleinbauern-Initiative

Dass in der helvetischen Landwirtschaftspolitik nicht alles 
"rund" läuft, wird kaum von jemandem bestritten. Auch der Bun­
desrat stellt in seiner Botschaft an die eidgenössischen Räte 
zur Kleinbauern-Initiative, die am 4. Juni zur Abstimmung ge­
langt, fest, dass "wir verschiedene Anliegen der Initianten 
zumindest teilweise für gerechtfertigt halten". Allerdings 
bringt auch die Kleinbauern-Initiative die Lösung nicht.

Die durch die Initiative vorgeschriebene Beschränkung des 
Agrarschutzes auf bäuerliche Betriebe und die dadurch nötig 
werdende Abgrenzung der bäuerlichen von den anderen Betrieben 
wäre nach Ansicht des Bundesrates nur mit beträchtlichen 
Schwierigkeiten verbunden und mit hohem administrativem Auf­
wand zu bewältigen. Zudem würden von einer solchen Massnahme 
die Betriebe sehr unterschiedlich profitieren oder belastet.

Vom Agrarschutz ausgeschlossen?

So würden vorab viele kleinflächige Betriebe, weil sie die von 
der Initiative vorgeschriebenen Mindestwerte bezüglich der eige­
nen Futterbasis nicht erreichen, vom Agrarschutz ausgeschlossen 
werden. Die Realisierung der Initiative hätte im weiteren zur 
Folge, dass etwa 1200 landwirtschaftliche Betriebe, die von 
Verwaltern bewirtschaftet werden, des staatlichen Agrarschutzes 
verlustig gingen. Weitere 2000 bis 2500 Betriebe würden weg­
fallen, weil sie nicht vorwiegend mit familieneigenen Arbeits­
kräften bewirtschaftet werden, sondern mit Angestellten.

"Bergbauernfeindlich"

Die geforderte Neuordnung im Importbereich für Agrarprodukte 
hätte Konsequenzen weit darüberhinaus. So bemerkt der Bundes­
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rat dazu in seiner Botschaft, dass bei einer Aenderung des Ein­
fuhrschutzes im Sinne der Initiative "unsere völkerrechlichen 
Grundlagen insbesondere unser Agrarstatut im GATT, neu ausge­
handelt werden müsste. Unsere Handelspartner dürften dabei weit­
reichende Kompensationsforderungen sowohl auf der Import- wie 
auch auf der Exportseite an uns stellen, die aufgrund der heuti­
gen Produktionsstruktur in unserer Landwirtschaft nur sehr 
schwer zu erfüllen wären."

Aber auch eine Landwirtschaftskategorie, die sich von der Klein- 
bauern-Initiative eigentlich angesprochen fühlen müsste, steht 
dem Volksbegehren ablehnend gegenüber: Die Schweizerische Ar­
beitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB) bezeichnete es als 
"bergbauernfeindlich".

Kontraproduktiv

Fazit nach Ansicht von Bundesrat und Mehrheit der eidgenössi­
schen Räte: Die Initiative rennt zum Teil offene Türen ein, 
wirkt sich zum Teil kontraproduktiv auf die anvisierten Klein- 
und Mittelbetriebe aus und löst die unbestreitbar vorhandenen 
Probleme in der schweizerischen Agrarpolitik nicht. Deshalb 
beantragte der Bundesrat den eidgenössischen Räten Ablehnung 
der Kleinbauern-Initiative. Der Nationalrat folgte dieser Em­
pfehlung mit 103 zu 45 Stimmen, der Ständerat mit 35 zu 4. Trotz 
dieser deutlichen Absage zogen die Initianten ihr Volksbegehren 
nicht zurück, weshalb es nun am kommenden 4. Juni Volk und 
Ständen unterbreitet wird.

Christian Beusch


